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Jahr der Frau 
Sekretariatsstelle beim 
Sicherheitskorps 
Um den  Polizeichef von sei­
nen  wachsenden,  administra­
tiven Aufgaben zu entlasten 
und  ihm mehr  Zeit für die  
eigentlichen Aufgaben (Füh­
rung d e s  Sicherheitskorps) 
einzuräumen, beantragte  die  
Regierung beim Landtag die  
Schaffung einer  Sekretariats­
stelle mit g rossem Aufgaben­
bereich. Im Regierungsan­
t rag wird d e r  Meinung 
Ausdruck gegeben,  d a s s  e ine  
«weibliche Person» d e n  g e ­
stellten Anforderungen bes­
s e r  gerech t  würde.  Anderer 
Meinung war in d e r  Sitzung 
vom Donnerstag d e r  Abge­
ordne te  Cyrill Büchel, d e r  die  
Stelle a u s  verschiedenen 
Gründen lieber mit einem 
Mann besetzt  hätte. — Hu­
morvolle Einleitung d e s  Re­
gierungschefs:  
«Im Jahr der Frau würde ich 
mich gegen den Gedanken 
wehren, wenn man den 
Frauen die Fähigkeiten einen 
solchen Posten auszufüllen, 
absprechen würde», 
und, als ernsthafter  Zusatz:  
«Ich erinnere daran,  d a s s  
man  im J a h r e  1955 in d iesem 
Hause rund-<«wei Stunden 
ü b e r  die  Einstellung d e r  e r ­
s ten,  weiblichen Sekretärin 
in d e r  Landesverwaltung dis­
kutiert hat. Heute beschäf­
tigen wir e ine  ganze  Reihe 
von Frauen, de ren  Leistun­
gen  ausgezeichnet  sind und 
deren  Mitarbeit für die Ver­
waltung unentbehrlich g e ­
worden ist.» — Der Antrag 
d e r  Regierung wurde sodann  
einstimmig gutgeheissen.  

Öffentliche Arbeitssitzung des Landtages am Donnerstag 
Am gleichen Tag, da das «Liech­
tensteiner Vaterland» von einem 
Ausverkauf der politischen Kraft 
und Vernunft mit der sinnlosen 
Dramatik um die sogenannte Mehr­
heitsklausel spricht und in einem 
Leitartikel die Frage stellt, ob das 
Land keine echten Aufgaben mehr 
habe, am vergangenen Donnerstag 
also, bewies die Volksvertretung im 
Rahmen einer ganztägigen Ar­
beitssitzung, dass unser Land sehr 
wohl andere und wichtige Auf­
gaben hat und sie auch b e w ä l ­
t i g t .  Regierung und Landtag ga­
ben eine Demonstration guter Vor­
arbeit und zielbewusster Erledigung 
der anstehenden Probleme. 
9 Die öffentliche Landtagssitzung 
vom Donnerstag hat damit die 
parteipolitische Polemik, wie sie in 
den letzten Wochen namentlich 
vom VU-Presseorgan gepflegt und 
zu neuen Höhen getrieben wulrde, 
geradezu ad absurdum geführt!'In 
einer äusserst speditiven Arbeits­
sitzung erledigte das Parlament in 
einem Zug 16 Tagesordnungs­
punkte, wobei die für gestern Frei­
tag vorgesehene Fortsetzung der 
Sitzung überflüssig würde und erst 
noch eine umfangreiche Fragestun­
de durchgeführt werden konnte. 

Die Zuhörer, darunter erfreuli­
cherweise wieder mehrere Klassen 
der weiterführenden Schulen, 
hatten zu keinem Zeitpunkt den 
Eindruck, dass das Parlament unter 

dem vielzitierten; Zeitdruck leidet. 
Der Wortmeldungen gab es viele, 
eine Reihe wichtiger und notwendi­
ger von beiden Seiten, aber auch 
viele andere, eher amüsante und 
nicht unbedingt ausschlaggebende 
für die zur Behandlung anstehen­
den Sachgeschäfte. 

Wirtschaft im Mittelpunkt 
Wenn wundert es noch, dass die 
Fragen der Wirtschafts- und Sozial­
politik auch in unserer Volksver­
tretung in den Mittelpunkt gerückt 

sind. Neben dem fast einstündigon 
Bericht des Regierungschefs zur 
derzeitigen Wirtschaftslage und zu 
den Massnahmen der Regierung, 
über den das Parlament in der kom­
menden Sitzung diskutieren wird, 
fand vor allem die Revision der 
Arbeitslosenversicherung Beach­
tung. Regierungschef Dr. Walter 
Kieber, der den Situalionsbericht 
zur Lage in der Wirtschaft namens 
der Gesamtregierung abgab und 
Regierungsrat Hans Gassner, der 
die Vorlagen zur Arbcitslosenversi-

Öffentlicher Landtag 
Die Sitzung vom Donnerstag im Oberblick 
Der Landtag hat in seiner öffentli­
chen Sitzung vom Donnerstag (Vor­
sitz: Landtagspräsident Dr. Gerard 
Batliner) folgende Geschäfte behan­
delt: 
# Das Protokoll der Sitzung vom 
13. Oktober wurde einstimmig ge­
nehmigt. 
# Ein Gesetz, welches den Landtag 
ermächtigt, Baukostenbeiträge an 
Betagtenheime und -einrichtungen 
aus Mitteln des AHV-Fonds zu ge­
währen, wird in erster Lesung 
durchberaten. 
# Ebenfalls in erster Lesung wird 
ein Gesetz behandelt, das die Her­
absetzung der Verwaltungskosten­
beiträge für die AHV/IV/FAK von 
bisher 4 auf 3 Prozent vorsieht. 
# Ein Postulat der FBP-Abgeord-
neten Noldi Frommelt, Eugen Bü­
chel und Josef Biedermann, das die 
Regierung zur Prüfung eines Kon-
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zepts gegen eine allfällig auftre­
tende Jugendarbeitslosigkeit im 
kommenden Frühjahr auffordert, 
wurde als erheblich erklärt und der 
Regierung überwiesen. 
# Aufgrund einer Interpellation 
der FBP-Fraktion in der Sitzung 
vom 13. Oktober legte Regierungs­
chef Dr. Walter Kieber einen um­
fangreichen Bericht der Regierung 
Uber die derzeitige Wirtschaftslage 
vor. Den ersten Teil dieses Be­
richtes (über die Beurteilung der 
Lage und ihrer Entwicklung) veröf­
fentlichen wir auf Seite 9 und 11 
und heutigen Ausgabe. 
9 Einstimmig hiess der Landtag 
den Beitritt Liechtensteins zum 
Europäischen Uebereinkommen 
über den Schutz des archäologi­
schen Kulturgutes gut. 
# Ebenso einhellig billigte das 
Parlament den Beitritt unseres Lan­
des zum Wiedereingliederungs­
fonds des Europarates. 
^ Der Bericht der Regierung über 
die Teilnahme Liechtensteins an 
der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
wurde vom Landtag zur Kenntnis 
genommen und verdankt. 
# Ohne Diskussion wurde die 
erste Lesung der Gesetzesvorlacfe 
über die Abänderung und Verlän­
gerung des Gesetzes über Massnah­
men auf dem Gebiet des Kreditwe­
sens durchgeführt. 

# Eine Gesetzesvorlage betreffend 
die Abänderung des Gesetzes über 
die Gewährung von Sparprämien 
(Erhöhung der Erwerbsgrenze und 
des Beitrages pro Kind entspre­
chend der Teuerung) wurde 
ebenfalls in erster Lesung durchbe­
raten. 
# Das Strassenverkehrsgesetz 
wird analog zum schweizerischen 
Vorbild auf den 1. Januar 1976 in 
einigen Punkten abgeändert. Auch 
hier nahm der Landtag am Donners­
tag die erste Lesung vor. 
# Zur Verbesserung der admini­
strativen Leistungsfähigkeit des FL 
Sicherheitskorps genehmigte der 
Landtag die Schaffung einer Sekre­
tariatsstelle beim Sicherheitskorps, 
die dem Polizeichef direkt unter­
stellt sein wird. 
# Einem Antrag der Regierung 
entsprechend bewilligte der Land­
tag die Schaffung von 6 neuen 
Lehrer-Stellen, 2 für die- Primar­
schule, 3 für weiterführende 
Schulen und 1 für die Hilfsschule. 
9 Der Tagesordnungspunkt 15 (Zu­
stimmung zur Anstellung ausländi­
scher Gymnasiallehrer/Uebernah-
me in den endgültigen Staatsdienst) 
wurde als gegenstandslos erklärt, 
nachdem Landtagspräsident Dr. 
Gerard Batliner folgende Erklärung 
über eine eingeschobene, nichtöf­
fentliche Sitzung abgab: 

cherung und die übrigen Gesetze 
aus dem Bereich des Sozialwesens 
zu vertreten hatte, machten eine 
sehr gute Figur und zeigten sich 
ihren Aufgaben in jeder Hinsicht 
gewachsen. 

Jugendarbeitslosigkeit 
Eine längere Debatte löste auch das 
an die Regierung überwiesene Po­
stulat von drei FBP-Abgeordneten 
aus, welches die Schaffung eines 
Konzepts zur Bekämpfung einer 
allfälligen Jugendarbeitslosigkeit 
vorschlägt. Namens der Postulanten 
unterbreitete der Abgeordnete Nol-
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Heute im Volksblatt: 
Bericht Schubert 
zur Wirtschaftslage und Volkslieder 
in Liechtenstein Konzertberichte 
Regierungschef Dr. Kleber (Seite 17) 
vor dem Landtag* 
(Seiten 9/11) c, Jugendseite 

Tips und Hinweise 
Sieben Gründe (Seite 15) 

für ein Ja  Oeffentlicher 
zum Volksbegehren Gemeinderat 
Zusammenfassung Ein Versuch in Vaduz 
(Seite 3) (Seite 4) 

Zeitfrage 
Volksbegehren 

Arbeitslosen­
versicherung 

und Arbeitslosenversicherung Zielstrebige Revision 
(Seite 3) (Seite 3) 

«Für Lehrer an liechtensteini­
schen Privatschulen mit oder ohne 
Oeffentlichkeitsrecht wird generell 
vom Landtag keine Zustimmung zu 
einer staatlicherseits unkündbaren 
Anstellung auf Lebenszeit erteilt, 
sofern die Lehrer vom Staate ange­
stellt oder vom Staate zusammen 
mit der Schule mitangestellt wer­
den. 

Dies gilt in gleicher Weise für In-
und Ausländer, darunter auch für 
die Gesuchsteller der sechs hän­
gigen Gesuche. Dieser Beschluss 
des Landtags beeinträchtigt jedoch 
nicht die Fortsetzung der derzeit 
bestehenden Anstellungsverhältnis­
se mit den gesuchstellenden Leh­
rern. Vorbehalten bleiben allfällige 
Anstellungsverhältnisse an liech­
tensteinischen Privatschulen für 
Lehrpersonen, die von seiten des 
Staates bereits unkündbar auf 
Lebenszeit angestellt worden sind.» 
9 Einstimmig genehmigte der 
Landtag den von der Regierung 
vorgelegten, neuen Aemterplan der 
Landesverwaltung. 

Folgende A b g e o r d n e t e  nah­
men an der öffentlichen Sitzung 
vom Donnerstag teil. Für die Frak­
tion der F B P die Herren Abge­
ordneten Dr. Gerard Batliner, Dr. 
Ernst Büchel, Josef Frommelt, Noldi 
Frommelt, Anton Gerner, Dr. Peter 
Marxer, Hilmar Ospelt und 
Emanuel Vogt; für die Fraktion der 
V U  die Herren Abgeordneten Dr. 
Franz Beck, Johann Beck, Cyrill Bü­
chel. Franz Gstöhl, Dr. Wolfgang 
Feger, Herbert Kindle und- Dr. 
Franz Nägele. 
e Die nächste Landtagssitzung fin­
det am Donnerstag, dem 11. und am 
Freitag, dem 12. Dezember statt. 

Für ein Ja 
der Vernunft 
Volksabstimmung Uber 
das Mehrheitsprinzip 
Gestern Freitagabend sind 
die Urnen für die  Volksab­
stimmung über die Veran­
kerung d e s  Mehrheitsprin­
zips geöffnet worden. Mor­
gen  Sonntag bis 12 Uhr ist 
letzte Gelegenheit  zur 
Stimmabgabe. Mit e inem JA 
befürworten Sie, d a s s  unsere  
Verfassung mit folgendem 
Zusatz ergänzt  wird: 
«Eine Wählergruppe, welche, 
mehr als diB'TOfftar der fdr 
die Mandatszuteilung mass­
geblichen, gültigen Stimmen 
im ganzen Land erreicht, hat 
jedenfalls Anspruch auf die 
Mehrheit der Abgeordneten 
im Landtag.» 
Um diese  Verfassungsklau­
sel, die den  Wählerwillen 
auch bei knappen Wahlent­
scheidungen garantieren 
soll, geh t  e s  morgen Sonn­
tag, um nichts anderes .  Die 
Mehrheitsklausel ist gerecht ,  
demokratisch und vernünftig. 
Ihr JA, ist auch  ein J A  zu 
einem anständigen, politi­
s chen  Wettbewerb, ohne  per­
sönliche Beleidigungen und 
ohne  Gefahr d e s  Miss­
brauchs  Ihrer Stimme bei 
künftigen Wahlentscheidun­
gen .  
# Bitte gehen Sie zur Urne 
und entscheiden Sie sich mit 
Ihrem JA auch zur Vernunft 
und zum politischen Anstand 
im Lande. Bitte beachten Sie 
auch, dass nur a m t l i c h e  
Stimmzettel gültig sind. 
Nachgedruckte Stimmzettel 
mit e inem vorgegebenen 
Nein oder  einem vorgege­
benen  J a  sind ungültig. 
# Mit Ihrem Ja, das Sie 
persönlich in den amtlichen 
Stimmzettel setzen, unter­
stützen Sie eine gerechte 
Forderung, die von mehr als 
1500 Bürgern aus allen Par­
teien und Bevölkerungskrel­
sen unseres Landes gestützt 
wird. 


